
Der PDS-Entwurf erinnert nicht nur sprachlich fatal an die al­
te SED, sondern auch in seinen dirigistischen und zentralisti­
schen Instrumentarien. Da sichern staatliche und kommunale 
Organe Bedingungen in § 4, damit die Sorben ihre Rechte wahr­
nehmen können. Da unterhalten Staat bzw. Länder sorbische 
kulturelle Institutionen in § 12, 3, die weder wirtschaftliche Ren­
tabilität anstreben sollen, noch ideologisch entrümpelt sein müs­
sen. Da sind sorabistische Forschungen - § 14,2 - vom Staat insti­
tutionell zu gewährleisten, und da soll sogar sorbischen Absol­
venten von Hoch- und Fachschulen - § 14, 3 - ein Einsatz im 
deutsch-sorbischen Gebiet weitgehend ermöglicht werden.

Dieses Instrumentarium taugt nicht dazu, ein gleichberechtig­
tes Miteinander von Deutschen und Sorben im künftigen 
Deutschland zu ermöglichen und den innersorbischen Reform­
prozeß zu beschleunigen. Es ist ein reines Reservatsgesetz.

Einige andere kritische Punkte: Die religiöse Dimension ist 
nicht berücksichtigt. Gerade die katholichen Sorben haben zur 
Bewahrung des Sorbentums beigetragen. Das durch Jahrhun­
derte organisch gewachsene Fluidum von Glauben und Volks­
tum und die reichen lebendigen Traditionen stellen einen Wert 
dar, der auf ganz Deutschland künftig auch ausstrahlen kann.

(Vereinzelt Beifall bei CDU/DA)

Die Domowina wird als die einzige Organisation der Sorben pri­
vilegiert - §§ 8 und 11 - und das angesichts der schon beschriebe­
nen SED-nahen Vergangenheit.

Die Bildung eines Staatssekretariats für Sorbenfragen - § 10 - 
ist meiner Meinung nach ein Eingriff in die Länderhoheit. Ich 
denke, das muß Angelegenheit der Länder sein. Aber natürlich 
müssen die sorbischen Minderheitsrechte in einer künftigen 
deutschen Verfassung, so wie es beispielsweise der Textentwurf 
des Runden Tisches vorgesehen hatte, auch berücksichtigt wer­
den. Die Vertretung der Sorben im künftigen deutschen Parla­
ment - § 9,1 - und in den Gebietskörperschaften muß demokrati­
schen Regeln folgen, z. B. durch ein gesondertes Wahlgebiet 
oder durch Aufhebung von Sperrklauseln für dieses.

Die Delegierung von Abgeordneten halte ich für ein fragwür­
diges Prozedere.

(Vereinzelt Beifall bei DCU/DA)

Die Förderung der sorbischen Sprache nach PDS-Vorstellungen 
soll auf administrativem Wege in Kapitel 4 erfolgen. Ich denke, 
daß das auch durch steuerliche Förderung von Unternehmen 
denkbar ist.

Und schließlich: Auch im Sorbenland muß Staatsferne und öf­
fentlich rechtliche Konstruktion der elektronischen Medien ge­
währleistet sein - § 17. Sender oder Verlage und Zeitungen können 
zwar vom Staat gefördert oder steuerlich begünstigt werden, aber 
nicht so, wie es der PDS-Entwurf vorsieht, unterhalten werden.

Angesichts der übertriebenen Fürsorgepflicht des Staates ge­
mäß den Vorstellungen der PDS noch ein drittes sorbisches 
Sprichwort: „Wozu braucht der Ziegenstall ein Scheunentor.“ 
Minderheiten sind immer, meine Damen und Herren, auf das de­
mokratische Verständnis der Mehrheit angewiesen. Aber daß 
das nicht administrativ zu lösen ist, beweisen doch auch die 
Schwierigkeiten unserer Fraktion in diesem Hohen Haus.

Auch den Sorben bleibt, genau wie uns, nach innen nur der so­
lidarische Zusammenhalt und nach außen das bessere Angebot 
im freien Wettbewerb. Ich halte eine grundlegende Novellierung 
des Entwurfes für dringend geboten und beantrage die Überwei­
sung auch an die Ausschüsse Deutsche Einheit und Presse und 
Medien sowie ebenfalls die Einbeziehung der Sorbischen Volks­
versammlung in den Gesetzgebungsprozeß.

(Beifall bei der Koalition)

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Danke. Herr Weiß! Gestatten Sie eine Anfrage?

Frau Schubert (PDS):

Ich bin wie Sie kein Sorbe, aber Mitglied der Domowina, und 
wenn Sie hier die Rolle der Domowina zurückdrängen wollen, ist 
Ihnen bekannt, daß 10 leitende Funktionäre der Sorbischen 
Volksversammlung Mitglied des Bundesvorstandes der Domo­
wina sind? Und wissen Sie weiterhin, daß an der Rettung Lausit­
zer Gebiete entscheidenden Anteil die Domowina-Ortsgruppen 
dieser Gebiete haben?

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Ich weiß, daß die Domowina sich in einem Demokratisierungs­
prozeß befindet. Ich weiß aber, daß neben den 10 von Ihnen ge­
nannten auch noch 11 alte Funktionäre in der Domowina sind.

(Vereinzelt Beifall bei der Koalition)

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Von der Fraktion DBD/DFD hat der Abgeordnete Zschornack 
das Wort.

Zschornack für die Fraktion DBD/DFD:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren A’ 
geordnete! Lube Serbja tu a doma! - Was wird mit uns Sorben aijr- 
kleine nationale Minderheit auf dem Gebiet der DDR im Zu­
sammenhang mit dem Einigungsprozeß beider deutscher Staa­
ten? Werden wir überleben, haben wir eine Zukunft? Angst und 
offene Fragen der sorbischen Bürger vom Spreewald bis zu den 
Oberlausitzer Bergen entlang der polnischen und tschechischen 
Grenze. Warum Ängste?

Die Sorben leben seit tausend Jahren als eigenständiges slawi­
sches Volk innerhalb des deutschen Staates. Mal mehr, mal we­
niger verfolgt und bedrängt, ja in den letzten Jahrzehnten zum 
scheinbaren Hätschelkind sozialistischer Nationalitätenpolitik 
gemacht, stehen jetzt die Sorben und mit ihnen ihre nationale 
Organisation, die Domowina, vor einem Neubeginn.

Leider wurde in der Regierungserklärung kein Satz, auch 
nicht ein einziger, zu Sorbenfragen erwähnt. Deshalb begrüßen 
wir als Fraktion DBD/DFD das Grundanliegen des vorliegenden 
Gesetzentwurfes zum Schutz und zur Förderung des sorbischen 
Volkes. Folgende Grundanliegen sind zu beachten.

Erstens: Wir Sorben - und das sage ich aus meiner eigenen Er­
fahrung - dürfen in Zukunft nicht nur auf staatliche Förderun­
gen bauen, sondern selbst mehr und bewußter zur Förderur. 
der nationalen Minderheit, unserer Sprache, Kultur mit ihren" 
schönen Bräuchen und Sitten beitragen. Dort, wo gemeinsam 
durch Elternhaus, Schule, Gemeinde und besonders durch die 
Kirchen die Saat ausgebracht wird, ist die Ernte gut. Das bestäti­
gen viele Dörfer der Kreise Kamenz und Bautzen, wo die sorbi­
sche Sprache und Kultur erhalten wurde und dieses Erbe auch 
immer weiter fortgesetzt wird.

Zweitens: Für uns Sorben soll keine Extrasuppe gekocht wer­
den, obwohl unsere sorbische Hochzeitssuppe sehr gut schmeckt, 
sondern es geht darum, daß Deutsche und Sorben als gleichbe­
rechtigte Staatsbürger gemeinsam mitbestimmen und Verant­
wortung tragen in allen gesellschaftlichen Angelegenheiten.

Der vorliegende Gesetzentwurf beinhaltet unser Anliegen. 
Dazu brauchen wir den besonderen Schutz und die Förderung 
durch den Staat. Dieser unserer Besonderheit muß Rechnung 
getragen werden. Notwendig ist, den Gesetzentwurf in den Aus­
schüssen so zu überarbeiten, daß für die zukünftigen Länder 
Sachsen und Brandenburg einheitliche Rahmenbedingungen 
für die Nationalitätenpolitik wirksam werden und auch die über­
zogenen Paragraphen in diesem Gesetzentwurf sinnvoll verän­
dert werden. Hierzu schlage ich vor - wie das hier bereits gesagt 
wurde -, daß sorbische Vertreter und auch die sechs sorbischen 
Abgeordneten mit einbezogen werden.
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